
AMT UNTERSPREEWALD
Stadt: Golßen

Sítzungsníederschríft

Die Stadtverordnetenversammlung führte am 07.08.2025 um 19:00 Uhr eine öffentliche/nicht
öffentliche Sitzung im Marstall, Friedensstraße 5, 15938 Golßen, durch.

anwesend:

Krüger, Ronald Mitglied

Schulz, Andrea Vorsitzende der Stadtverordnetenversammlung

König, Thomas Mitglied

Broddack, Ronny Mitglied

Ko1an, Lars Mitglied

Schulz, Ronny Mitglied

Maurer, Daniela Mitglied

Glombitza, Steffen Mitglied

Behrendt, Christian Mitglied

Fuchs, Vincent-Julian Mitglied

Dr. Berndt, Hans-Christoph Mitglied

Fuchs, Ute Mitglied

Arndt, Thomas Mitglied

Hummel, Helmut Mitglied

Kleindienst, Nicole Mitglied

Papenhusen, Roman Mitglied

Schönwald, Anke Mitglied

Amtsverwaltung:

Herr Kehling, Amtsdirektor
Herr Neumann, Hauptamtsleiter

Gäste:
OBR - Herr Fabian, Seniorenbeírat - Frau Zehn und Frau Kujat, 32 Gäste

Presse:
Herr Staindl - Lausitzer Rundschau, Herr Friedrich - Antenne Brandenburg, rbb - Frau Bachhofer und
Herr Hewe1
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Bestätigte Tagesordnung

I. Öffentlícher Teí1:

1. Erőffnung der Sitzung, Feststellung Ordnungsgemäßheit der Ladung
2. Feststellung der Tagesordnung
З. Informationen der ehrenamtlichen Bürgermeisterin
4. Informationen der Verwaitung
5. Anfragen der Stadtverordneten zu den Informationen der Bürgermeisterín und der Verwaltung
6. Einwohnerfragestunde
7. Umgang mit Spenden für die Stadt Golßen - Antrag der Bürgermeísterín
8. Verschiedenes/Informatíonen

Anfragen der Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung
Anträge der Fraktionen für die nächste Sitzung

11. Níchtőffentlicher Teí1:

9. Verschiedenes/Informationen
Anfragen der Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung
Anträge der Fraktionen für die nächste Sitzung

10. Schließung der Sítzung
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~ Punkt verhandlungsniederschrift und Beschlűsse Abstimmungs
der ergebnis

Tages- Ja Nein Enth
ordnun

I. Őffentlicher Tei1:

1. Eröffnung der Sítzung, Feststellung Ordnungsgemäßheít der Ladung

Frau Schulz begrüßt a11e Anwesenden. Sie macht auf die Anwesenheit der
Presse aufinerksam und verweist auf die Drehgenehmigung der Mitglieder
der Stadtverordnetenversammlung gemäß § 15 (4) der Geschäftsordnung
(GO) hín.
Sie verliest foigende Stellungnahme zur Feststellung der
Ordnungsgemäßheit der Ladung:
„Die Einberufung erfolgte mit verkűrzter Ladungsfríst gemäß § 2(4) der GO.
Der Aushang und Versand der Eínladung en°olgten am Freitag, den
01.08.2025. Einwände seitens der Stadtverordneten Iiegen mír persőnlích
bisher nícht vor, jedoch wurden nach Rűcksprache mít Stadtverordneten der
GfG-Fraktíon Bedenken seŕtens der Kommunalaufsicht angemeldet. Nach
heutíger lnformation bezweífelt die Kommunalaufsicht - unter Vorbehalt -, die
Eŕlbedűrftígkeŕt der Eínberufung an, jedoch nícht die Sitzung an sich.
Besch/űsse, díe mőglícheмıeíse gefasst werden sol/ten, werden dem
Maßstab der EŕlbedűrГtŕgkeít unterzogen und ggfls, beanstandet. An der von
mŕr begründeten Eilbedűrftigkeít halte ich jedoch fest. Hier wurde eín Thema,
welches ausschließlich ín der Stadtverordnetenversammlung zu klären ist, ín
díe Őffent/ichkeít getragen und auf Iandes- und bundespolŕtísche Ebene
gehoben, welches der Stadt Golßen und den Unterstűtzern des Stadtfestes
míndestens einen ímmateriellen Ansichtsschaden gebracht hat. AIs
ehrenamtlíche Bűrgermeisterŕn und Vorsitzende dieser
Stadtverordnetenversammlung íst es meine eínzŕge Mőglichkeŕt, eíп solches
Thema zu behandeln, eŕne Stadtverordnetenversammlung einzuberufen. Da
bereits morgen das Stadtfest staıtet und ích von diesem weiteren Schaden
abwenden mőchte, habe ích fűr den heutigen Abend diese Sítzung
einberufen. Unabhängŕg von der verkűrzten Ladungsfríst fűr die
Stadtverordneten, ist die ordent/íche Bekanntmachungsfrist eingehalten
worden, da bereits am Freitag, den 01.08.2025 und somit mindestens 5 Tage
vor der Sitzung díe Sŕtzung bekannt gemacht wurde. Der
Őffentlíchkeítsgrundsatz íst damit gewahrt."

Die Stadtverordnetenversammlung ist nach Zah1 der erschienenen Mitglíeder
17 beschlussfähí .

2. Feststellung der Tagesordnung

Frau Schulz weist darauf hin, dass die von der GfG-Fraktion eingereíchte BV
Nr. 84-2025 unter TOP 7 behandelt wird, da eine nachträgliche Anderung
der Tagesordnung, also auch die Erweiterung der Tagesordnung um einen
TOP nicht möglich ist, mit Ausnahme einer Erweiterung wegen Dringlichkeit
in der Sitzung selbst. Ferner Iiegen ihr keine Änderungsanträge oder
Einwendungen gegen die vorliegende Tagesordnung vor.
Sie bittet sodann um Bestätígung der vorliegenden Tagesordnung.
Abstimmungsergebnís:
16 Anwesende, 16 Ja-Stimmen, 0 Nein-Stimmen, 0 Enthaltun en

3. Informatíonen der ehrenamtlíchen Bűrgermeísterín

Frau Schulz verliest nachfolgend ihre von der Őffentlíchkeit, insbesondere
der GfG-Fraktion, geforderte Stellungnahme:
„Es gibt zweí Grűnde, aus denen wir heute híer kurzfrísti
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zusammengekommen sínd.
1.
Am 31.07.2025 um 17.08 Uhr erhielt ich folgende Mai1 von Herrn Ko1an im
Namen der GfG-Fraktion mit eínem verschlűsselten Empfängerkreŕs und mŕt
der Űberschríft: „Konsequenzen aus der őffentlichen Dískussion zur
Spendenannahme" und folgendem Inha/t:
„Sehr geehrte Frau Schulz,
mit großer Irritatíon und Befremden hat díe gesamte Fraktion Gemeinsam fűr
Golßen zur Kenntnís genommen, dass Sіe eŕne Spende von Herrn Christoph
Berndt entgegengenommen haben. Die heutige őffentlίche Diskussion hierzu
hat unser Unverständnŕs bestätŕgt und weiter vertieft. Es steht außer Frage,
dass die Ihre Entscheidung bereits jetzt zu eínem erheblichen
Reputationsschaden fűr unsere Stadt gefűhrt hat. Eín solcher Vorgang
erschűttert das Selbstverständnŕs unserer Kommune und sendet ein
verheerendes Sŕgnal— an die Bűrgerínnen und Bűrger, an díe aufrichtígen
Unterstűtzerínnen und Unterstűtzer des Stadtfestes sowíe weít űber die
Stadtgrenzen hŕnaus.
Wír fordern Sίe daher mit Nachdruck auf, Ihrer politíschen und
mora/ischen Verantwortung gerecht zu werden:
Veran/assen Síe unverzűglich die Rűckűbenиeŕsung der genannten
Spende und unternehmen Sіe a11es Erforderliche, um das beschädigte
Ansehen der Stadt Golßen wiederherzustel/en.
Mít Nachdruck und ím Interesse unserer Stadt erwarten wir Ihr
umgehendes Handeln. "
Diese E-Maí1 íst bereits von der Űberschríft her fűr mich bedrohlích und im
weiteren Verlauf voller falscher Tatsachenbehauptungen und ich mőchte
díese hiermit klarstellen:
Es ist unwahr, dass ich eine Spende entgegengenommen habe, denn das
kann ich aIs ehrenamtlíche Bűrgermeŕsterŕn gar nicht. Darűber hinaus íst eŕne
Spende, іm Gegensatz zum Sponsorŕng, eín eínseítiges Rechtsgeschäft
ohne eine Gegenleistung. Es gab auch keine őffentlŕche Dískussíon —
zumŕndest nicht mit mír. Mŕch hat nämlích bŕs zum heutigen Tage keŕner der
GfG-Fraktíonsmitglieder persőnlŕch kontaktiert und nach eíner Lősung
gesucht.
Auch íst fraglich, welche meiner Entscheŕdungen - denn ich habe gar keíne
Entscheidung getroffen - zu dem bezeíchneten Schaden fűr die Stadt gefűhrt
haben so1l. Insgesamt en`ű/1t díese E-Mai1 - in Abhängígkeŕt des
Empfängerkreises, der mír ja bis heute nícht bekannt ist, díe Tatbestände der
§§ 186, 187 und 188 des Strafgesetzbuches.
Der am selben Tag verőffentlŕchte Post der GfG ín den sozíalen Medien mít
Sätzen wie „Warum hat die Bűrgermeisterŕn zugelassen..... ", „Moгa1 und
Rűckgrat sínd nicht käuflich`, „Der Bűrgermeŕsterin ist Geld wŕchtíger a1s
politísche Haltung", „Síe (also ŕch?) tragen dazu bei, extreme Inha/te zu
verharmlosen, „Ihre Unterstűtzung kann Hass, Intoleranz und
Diskriminíerung főrdern, das gesel/schaftliche Zusammenleben gefährden
und das Image der Stadt schädŕgen" und „Wir werden k/ären, also die GfG,
ob die Bürgermeisterŕn díe Annahme der Spende aus Nachlässígkeit oder
Gleíchgű/tígkeŕt tat" verhärten díe Tatbestände der vorgenannten §§.
Gleichzeitig haben Sіe, sehr geehrte Vertreter der GfG-Fraktion, zugelassen
oder gar unterstűtzt, dass Basisorganísation der Linken, die Ortsverbände
der SPD Go/ßen/Schőnwald und SPD Luckau ähnlŕche und noch schlimmere
Behauptungen ím Netz verbreiten. Sіe haben auch Menschen außerhalb der
Stadt Golßen mít dŕesen Falschaussagen ínstrumentalŕsíert und dazu
gebracht, eine Inítiative zu grűnden mit dem irreführenden Namen „Golßen
fűr AIIe`; die díe Demonstratŕon organŕsiert hat und eine weiten`űhrende
Hetzkampagne, nun auch gegen die UBL durchfűhrt.
Es spricht glaube ich Bände, dass die verantwort/iche Person, die die Demo
or anísierf hat, auf Nachfra e erklärt- sіe wohnt űbri ens ŕn Luckau -: „Nein
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ich kenne Frau Schulz nicht, unsere Aktionen beruhen Iediglich auf den
Informatíonen einer Golßener Stadtverordneten aus der
Das muss man alles erstmal sacken /assen.
Bіs heute hat sich keŕn Mitglíed der GfG-Fraktion von díeser gegen meíne
Person gefűhrten Hetzkampagne distanziert, so dass ich /eíder davon
ausgehen muss, dass a11e 8 Vertreter dies unterstűtzen und befűrworten.
Ich mőchte Sіe auch darűber ínformíeren, dass diese Posts und Mai1s dazu
gefűhrt haben, dass ich eín Sícherheítsgespräch mit der Polizei hatte und
diese sämtlichen Materia/ien zur Prűfung auf strafrechtliche Relevanz
weítergeleítet hat.
Unabhängŕg davon, habe ich natűrlŕch gemeŕnsam mit dem Amtsdirektor
űberlegt, welche Mőglichkeíten ���F�K���D���V ehrenamt/ŕche Bűrgermeŕsterin und
Mitg/ied díeser stadtverordnetenversammlung habe und habe wŕe von Ihnen
gefordert, unverzűglích diese Stadtverordnetenverssamm/ung eŕnberufen —
denn die Stadt Golßen wird nicht durch mich al/eín veıtreten, sondern
ausschließlích durch dieses Gremium hier. Ich habe genau, wie Sie a/1e híer,
1 von 17 Stímmen. Nur wir gemeinsam kőnnen Entscheidungen, zum
Beіspіe1 űber díe Annahme von Spenden treffen. Herr Ko/aп, Frau Maurer,
insbesondere Sіe aIs ehemalíge Bűrgermeŕster sollten das wissen.
2.
Mit der Einberufung díeser Sítzung mőchte ich das Thema und die Debatte
um die Annahme eíner Spende fűr das Stadtfest Golßen doıthin holen, wo
es hŕngehőrt - nämlŕch in die Stadtverordnetenversamm/ung der Stadt
Golßen.
Nun zum eigentlichen Thema und der geforderten Stellungnahme:
1ch dístanziere mich ausdrűcklich gegen Extremismus jeglícher Art, von
rechts aber genauso wíe von Iinks! 1ch distanzíere mŕch aber auch
ausdrück/ŕch von der politischen Instrumentalisierung einer Kleŕnstadt und
Einflussnahme auf deren ehrenamtlich Tätigen fűr eíne politische
Auseinandersetzung, die auf politischer Ebene im Land oder im Bund zu
fűhren ist. Ich dístanziere mich auch von dem őffentlŕchen Druck, der híer auf
die Stadtverordneten der Stadt Golßen von außen ausgeűbt wŕrd, mittels
offenen Brŕefs oder der draußen stattfŕndenden Demo. Das nennt man auch
Behínderung der freien Ausűbuпg des Mandates und verletzt die Rechte der
Stadtverordneten.
Die Stadt Golßen aIs amtsangehőńge Stadt wird durch dieses Gremíum hier
vertreten, also durch 16 Stadtverordnete und 1 ehrenamtliche
Bűrgermeísteńn. Die Verwaltung und damit auch die Aufgaben des
Hauptverwaltungsbeamten íst auf das Amt Unterspreewald, rechtlich
vertreten durch den Amtsdirektor, űberłragen. A1s ehrenamtliche
Bűrgermeŕsterŕn bin ích Fűrsprecherín und Ansprechpartnerin der
Bűrgerínnen und Bűrger und bin alleín diesen zur Rechenschaft verpflíchtet.
Bevor Sie Menschen derart őffentlŕch in Misskredit bringen, sollten Sіe
zukűnftŕg Verantwortlichkeíten sorgfältiger recherchŕeren.
Weíterhin gehőrt es zu meíner Pflicht aIs Bűrgermeisterín auch eine
polítische neutrale Haltung zu zeigen, um a11en Bűrgern offen zu
signalisíeren: „Ich bín fűr dich ansprechbar, ega1, aus welcher po/ítischen
Ecke du kommst. ". Es steht mír nŕcht zu, díe hier im Saa1 anwesenden
gewählten Vertreter auszugrenzen oder zu bewerten. Damít wűrde ich díe
demokratische Wah1 unserer Bűrger іп Frage stellen.
Zuständŕg fűr ALLE Entscheidungen der Stadt íst die
Stadtverordnetenversammlung, ín der ich, wie Sіe a11e híer, genau 1 Stŕmme
von 17 habe und a1s Vorsitzende fűr díe Einberufung und die Sítzungsleŕtung
zuständŕg bŕn.
Was bedeutet das nun konkret fűr díe Organisation des Stadtfestes:
Der Auftrag zur Durchfűhrung des Festes wurde per Beschluss der
Stadtverordnetenversammlung erteilt.
An der Vertra s estaltun , die auch die Anwerbung und den Um an mit
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Spenden und Sponsoren beinhaltet, war die Stadtverordnetenversammlung,
u.a. vertreten durch Herrn Ko1an, beteilígt.
Wie funktioniert das in der Praxis:
Der Veranstalter hat zunächst a11e Spender des vergangenen Jahres
angeschrieben, ím Amtsjourna/ gab es zweimal den Aufruf an ALLE
Golßener Bűrger, Vereine und Unternehmer, das Stadtfest z.8. durch
Spenden zu unterstűtzen. Ergänzend hat die Bűrgermeisterŕn, also ŕch,
Unternehmer der Stadt angeschrieben. So sind inzwischen mehr a1s 20
Spender und 1 Sponsor zusammengekommen.
AI/en Spendern war durch díe Ausschreibung die namentliche Nennung in
der Werbung zugesagt. Aus Kostengrűnden wurde in diesem Jahr— vielleicht
Gott seі Dank - auf einen Sponsorenempfang verzíchtet.
Der praktische Ablauf sŕeht dann wie folgt aus:
Der Bűrger oder Unternehmer entscheídet sích, zu Spenden, zah/t auf das
angegebene Konto bei der Verwaltung ein. Eŕnmal wőchentlích wurde der
Veranstalter und informativ auch díe Bűrgermeŕsterŕn űber den
Spendeneíngang ínformŕert. Der Veranstalter hat das Werbematerial
entsprechend angepasst.
Es gibt weder in der Ausschreibung noch im Vertrag noch, im Gesetz
Vorgaben, díe dieses Verfahren eŕnschränken oderpotenzie/1e Spender oder
Sponsoren ausschließen. Verwa/tung, Veranstalter und Stadthaben also bis
dato keine rechtlŕche Grund/age, um eine Spende abzulehnen oder
zurűckzuzahlen — das ist aber eine Tatsache, díe wŕr uns hŕer a11e auf die
Fahne zu schreiben haben und nicht nur ich al/eín. Aus diesem Grund hat
diese Stadtverordnetenversammlung auch den TOP 7 auf der
Tagesordnung, um mőglicherweŕse entsprechende Rahmenbedingungen
und Handlungsoptionen zu beschlíeßen.
Nun zum Flyer - warum gibt es zweí unterschíedliche. Eine einfache Anfrage
an mich oder den Veranstalter, bzw. etwas mehr Aufinerksamkeit ín der
Stadtverordnetenversamm/ung am 28.07.2025 hätte die Antwort geliefert:
Der in der Stadtverordnetenversammlung am 28.07.2025 verteilte F/yer war
der Entwun` der Druckvorlage fűr die Papien`Iyer — a11e Spenden
einschließlích der Einzahlungen bis Freitag, den 25.07.2025 sind auf dem
Papierflyer genannt.
Díe Druckfreigabe durch den Veransta/ter erfolgte am Montagmíttag, der
Druck Montagabend. Die Auslieferung der Papierflyer und Aus/age erfolgte
ab Donnerstag, den 31.07.2025.
Der Ihnen in der Stadtverordnetenversamm/ung vorgelegte Entwuıf enthíelt
bereits a11e Sponsoren — das habe ich ja gerade a11es gesagt. Keiner von
Ihnen hat in der Sítzung Bedenken geäußert oder angezeigt, dass es
mőglŕcherweŕse Eŕnschränkungen geben sol/te — KEINER von Ihnen.
Parallel war vertraglich festgelegt, das Fest auch online zu bewerben. Die
On/íne-Werbung ist natűrlich f/exibel anpassbar, so dass der am
Mittwochnachmittag ONLINE verteilte Flyer a11e bis Míttwoch (30.07.25)
eíngegangen Spenden enthält. Ichhabe diesen Onlinef/yer unmíttelbar nach
Eíngang den Fraktionsvorsitzenden zur Verfűgung gestel/t. Auch Herr Ko1an
hat diesen F/yer ohne Kritik, Einwände oder Rückfragen von Míttwochabend
bŕs Donnerstagvormittag ín seinem Status geteí/t.
Am Donnerstag (31.07.2025) um 08:53 Uhr erhíelt ích die aktuelle
Spenden/ŕste mít al/en Spenden bŕs einschlíeßlich Mittwoch, den 30.07.2025.
Um 09:05 Uhr Ieitete ich diese Liste an die Fraktionsvorsitzenden weíter.
Was dann parallel in den sozíalen Medŕen und der Presse durch die GfG,
80-Libelle und SPD/Luckau und Golßen/Schőnwald /osgetreten wurde -
ohne eine direkte Kontaktaufnahme mít mir - kann eigentlich nur a1s Hass-
und Hetzkampagne bezeíchnet werden und das vorsätzlich, da wider
besseres Wissen: Ich kann und habe keine Spende angenommen! Sіe
haben a/s Teі1 dieserStadtverordnetenversammlung auch garnícht versucht,
eine Lбѕипg zu finden.
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Warum behaupten und fordern Sie őffent/ich, ích allein kőnnte daran
írgendetwas ändern?
Herr Ko1an, ich frage Síe konkret: „Warum haben Síe a1s
Fraktionsvorsítzender und mein Stellvertreter, aIs Sіe merkten, dass Ihre
Fraktion solche Bauchschmerzen mít der Sponsorenlíste haben, nícht direkt
den Kontakt zu mir gesucht, um Fragen zu klären oder Lősungen zu finden
oder warum haben Sie selbst nach Erhalt der Sponsorenliste am Donnerstag
um 09:05 Uhr nicht direkt versucht, eíne Lősung іm Sínne der Stadt
herbeŕzufűhren?" Es gab bis zum heutigen Tage keinen einzigen Anruf und
keinen konkreten Lősungsvorschlag oder Lősungsversuch. A11eŕn die
Forderung an mich, unverzűglich zu handeln.
Die Antwort, die ich mir selbst geben kann, kann nur Iauten:
Weí1 es von ihnen gar nicht gewollt ist, eŕne Lősung іm Sínne der Stadt
herbeizufűhren, weil es von Ihnen gar nícht gewollt íst, das Ansehen der
Stadt oder der ehrenamtlichen Bűrgermeísterin zu schűtzen!
Wie sonst erk/ären Sie die őffentliche Kampagne gegen unser Stadtfest,
gegen die ehrenamtliche Bűrgermeisterin, das sofortige Einbeziehen der
Presse, das Versenden von kompromíttierenden Maί1s an Unterstűtzer der
Stadt, um sie dazu zu bewegen, ihre Spende zurűckzufordern und garkűnftíg
gar nicht mehr fűr die Stadt zu spenden?
Síe kűndígen an — őffentlich -, Beschlűsse einzureichen, um meín Verhalten
auf Vorsatz oder Fahrlässígkeŕt zu űberprűfen. Ich frage Sie „Warum haben
Sіe nicht unmíttelbar nach ihrem Aufruhr am Donnerstag díe Einberufung
eíner Stadtverordnetenversamm/ung mit dem entsprechenden
Beschlussantrag beí mir beantragt?"
Vermut/ích weil es gar nicht ihr Anliegen ist, eine sachlíche Lősung
herbeizufűhren.
Und nun habe ich eine Stadtverordnetenversamm/ung einberufen,
schnellstmőglích und kurzfristŕg, um weiteren Schaden von der Stadt
abzuwenden — und was machen Síe? Sie bezweifeln die Eílbedűrftígkeŕt der
Sitzung. Ich rede ja gar nicht davon, dass Sіe mŕr gegenűber weder
Kontrollbefugnísse noch Weísungsbefugnisse haben, weil ich genau wie Sіe
eín Tei1 dieses Gremiums bin. Ich rede auch nícht davon, dass ich a1s
ehrenamtlíche Bűrgermeŕsterŕn ganz allein den Bűrgern, also meinen
Wählern gegenűber verantwortlich bin.
Ich bin einfach nur maßlos enttäuscht, dass ausgerechnet die Fraktíon, die
ständíg den „richtigen Tonfall" fordert, Transparenz, Toleranz und
Gleíchbehand/ung predígt, der Stadt, ihren Veıtretern und der
ehrenamtlichen Bűrgermeŕsterin einen solchen unumkehrbaren
Ansehensschaden zufűgt.
Ich frage Sie und Sίe dűrfen darauf gerne unter dem TOP 5 antworfen:
„Was ist ŕhr konkretes Zíe/ oder was war Ihr Zie/ mít dieser schmutzigen
Kampagne seit dem 31.07.2025 gegen meine Person und gegen unser
Stadtfest und nicht zuletzt auch gegen unsere Unterstűtzer?"
Ich kann híerbei weder demokratísche Grundsätze, Wertschätzung, Respekt,
noch ein Golßen fűr ALLE erkennen.
Unabhängíg von Ihrem eígentlichen Zíel kann ich Ihnen sagen, was Sie
innerhalb einer Woche erreicht, haben:
Eín negatives Image fűr eŕne Kleinstadt, das seínesgleichen sucht. Eine tíefe
Spaltung unserer Stadt und dieses Gremiums, Verfrauensverlust bei den
Bűrgern fűr eine Go/ßen zugewandte Stadtpolŕtŕk, große Unsícherheit bei den
Veranstaltern, Kűnstlern, Bűrgern und Sponsoren.
Und etwas haben Sie noch erreicht. Mein Bestreben war seít 13 Monaten
eíne offene, direkte und ehrlíche Kommunikation und umfassende
Informatŕon- dazu benőtígt es jedoch Veıtrauen - Vertrauen darin, dass díese I

Form der Kommunikation auch von a11en Seiten gelebt und respektiert wird.
Díeses Vertrauen haben Síe nun verwirkt. Wie stel/en Sіe sich die
Zusammenarbeit in díesem Gremium ín den kommenden 4 Jahren vor? Wíe
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wollen Sie den Auftrag Ihrer Wäh/er hier noch erfűllen?
Schon die vergangene Sitzung war geprägt von Ihrem Misstrauen mír
gegenűber. So haben Sie die von mŕr eingereichten Anträge zur Űberprűfung
an díe Kommunalaufsŕcht gesandt, ohne zuvor den Amtsdŕrektor oder mich
mit Ihren Fragen zu konfrontieren.
Aber selbst nach einer Antwort der Kommunalaufsicht, fűhlten sich Sie nicht
in der Lage, meinen Beschlussanträgen zu folgen. Nun das ist Demokratíe.
Aber Síe Iehnen es ab, dass ich auf 230,00 Euro meiner
Aufwandsentschädŕgung verzichte zugunsten der Golßener Vereŕne und
Ortsteí/e — weil Ihnen der krumme Betrag komisch vorkommt. Das íst fűr mich
auch unter dem Deckmantel der Demokratie nícht nachvollzŕehbar, vor a11em
da sie sích „Gemeŕnsam fűr Golßen" nennen.
An Herrn Ko1an richte ich hiermit die Bitte: „Prűfen Sіe, ob Sіe ínsbesondere
nach der E-Maí1, díe Síe mŕr im Namen Ihrer Fraktion mit einem unbekannten
Empfängerkreís am Donnerstag gesandt haben, al/en Ernstes mŕt ihrem
Gewissen noch vereinbaren kőnnen, weíterhín mein 1. Stellvertreterzu seŕn".
Und nun eíne Frage an die gesamte Fraktion GfG: "Warum haben Síe nicht
eŕn einziges Ma1 den Kontakt zu mír gesucht, wenn síe denn der Meŕnung
sind, dass ich das Problem Iősen kann - warum haben Síe mích nicht gefragt,
ob der Spender Dr. Berndt vielleicht auf die Nennung seines Namens
verzíchtet, warum sind Sіe selbst nicht auf die Idee gekommen den On/íne-
Flyer ohne Sponsoren zu verwenden, so wíe es eínige Bűrger ganz
pragmatísch gemacht haben?". Auf politischer Ebene hätten Sie sich auch
direkt an Herrn Berndt, a/s Mitglŕed dieser Stadtverordnetenversamm/ung,
mit einem Lősungsvorschlag wenden kőnnen - das wäre zumŕndest der
richtíge Ansprechpartner gewesen.
Ich beantworfe mir díe Frage wie fo/gt:
Wei1 síe eine solche Lősung fűr díe Stadt gar nicht wollten. Vielleícht verraten
Sіe es uns ja gleich. Aber eines steht fest: Wír a11e híer im Raum sínd fűr fünf
Jahre gewählt, um im Sínne unserer Stadt zu entscheiden und die Stadt
zukunftsfähíg zu halten. Da ích nach den vergangenen sieben Tagen im
Moment keíne Idee habe, wie Sie sich díese Arbeit hier ín diesem Gremŕum
vorstellen mit mír und den anderen Stadtverordneten, biete ich Ihnen eine
gemeínsame Medíation an. Mediator sollte jemand unabhängŕges von
außerhalb des Landkreíses sein. Sіe műssen das Angebot nŕcht heute
annehmen. Ich wűrde mich aber űber eŕne Rűckmeldung bis zur nächsten
Stadtverordnetenversamm/ung freuen.
Der mir entgegengebrachte Zuspruch von Menschen aus Golßen und dem
Landkreis, aus a11en politíschen Richtungen, hat mich bestärkt, dass der von
mír eíngeschlagene Weg der fűr mich Richtige íst und mich getragen, diese
Woche unter eínem unglaublichen medíalen Druck zu űberstehen.
Dafűr sage ich Danke, vor a11em auch den Menschen, die den Mut hatten,
mit mír das Thema sachlŕch zu besprechen und die Beríchterstattung zu
hinterfragen.
Der von der GfG eíngereíchte Antrag fűr eŕne Ríchtlinŕe zum Umgang mit
Spenden findet meíne volle Zustímmung. Das ist das, was ich unter dem von
mir angemeldeten TOP 7 vorschlagen wollte und was wir aIs
Stadtverordnetenversamm/ung bísher versäumt haben, weí/ es bisher nícht
erforderlích war.
Abschließend habe ích eine Bŕtte an AIIe: Ab Morgen wartet auf uns ein
Stadtfest — getragen von den Bűrgern unserer Stadt, die sich unabhängŕg
von polítischen Eínflűssen engagíeren und einbringen. Auf der Bűhne
erwarfen uns unsere Kínder des GCC, die sich unglaublich auf Ihren Auftrítt
freuen. Wir erwarten erstmals seít vielen Jahren eine Delegation aus unserer
polnŕschen Partnerstadt. Bítte sorgen Sie dafűr, dass díe aufgebrachte
Őffentlichkeit uns unser Stadtfest feiern /ässt, wie es sich díe Golßener
verdíent haben ohne eíne weitere Instrumentalisíerun ."

4. Informatíonen der verwaltung
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Herr kehling teilt mit, dass derzeit keine Informationen vorlie en.
5. Anfragen der Stadtverordneten zu den Informatíonen der

Bűrgermeísterín und der Verwaltung

Herr Dr. Berndt
Er verliest eíne E-Mai1 mit dem Betrefł „Spende Golßen/AfD aIs zu
vernichtender Feind" (wird aIs Anlage 1 zur Niederschrift genommen).
Weiter richtet er sich wie folgt an die GfG-Fraktion:
„1. Sie reden von „Golßen für a11e", aber diejenigen die Ihre Meinung nicht
teilen, die wollen Sie, um mit den Worten von Frau B. aus Gersdorf zu
bleiben, die wollen Sie beseitigen.
2. Sie reden von „Menschenwürde", aber Sie streiten Anne Haberstroh und
mir die Menschenwürde ab, auch nur eine Spende für die Stadt machen zu
wollen.
3. Síe beklagen „Hass und Hetze" bei Anderen, aber Sie starten eine Hass-
und Hetzkampagne gegen unsere Bürgermeisterin.
4. Ihr „Bunt" ist ein anderes Wort für Hässlichkeit, Dekadenz und Intoleranz.
5. Sie nennen sich „Gemeinsam für Golßen" und Sie tragen eine Spaltung,
wie sie die Stadt noch nie hatte.
6. Ihre Aufführung ist eine Schande für Golßen."
Herr Hummel bittet um Durchsetzung des § 4 der GO und bittet um
Eínhaltung der Zuhörer. Frau Schulz sieht die Eínwände aIs berechtigt und
bíttet die Zuhbrer um Ruhe, verweist aber darauf, dass die
Gеѕсhёftѕогdnunд rechtlich nur für die Stadtverordneten giIt.

6. Eínwohnerfragestunde

Es ibt keíne Anfra en.
7. Umgang mít Spenden fűr díe Stadt Golßen

- Antrag der Bűrgermeísterín

Frau Schulz ruft den Tagesordnungspunkt auf und führt wie folgt aus:
„Nach heutiger telefonischer Rűcksprache mit dem Veranstalter der
Demonstration ist das Verständnίs dafűr, dass wir heute keine Beschlűsse
fassen können, um die bestehende Regelungslűcke der Stadt zu schließen
vorhanden. Insbesondere nach der Berichterstattung u. a. des „Spiegels`;

der „Lausitzer Rundschau ;̀ díe ja schon wussten, dass die
Kommunalaufsicht die Dringlíchkeit anzweifelt. Mein Antrag, bzw. díe
Benennung dieses TOPs basiert auf der Feststellung einer offensíchtlíchen
Regelungslűcke fűr díe Stadt Golßen.
Da ich, wie bereits mehrfach erwähnt, Tei1díeses Gremiums bin und keiner
Fraktion angehöre, habe ich meinen ursprűnglichen Antrag — nämlich eíne
fertige satzung zur Entscheídung vorzulegen, verworfen und bin daher
dankbar, den Antrag der GfG aufnehmen zu können" Die Behandlung des
Antrages der GFG erfolgt unter diesem TOP, da der Antrag nach der
Festsetzung der TO einging und thematisch und unter Einhaltung des
Offentlichkeits- und Bekanntmachungsgrundsatzes hier rechtlich
einwandfrei behandelt werden kann. Es erfolgt der Verweís auf die
angezweífelte Eilbedürftigkeit dieser Beschlussvorlage und die
Wahrscheinlichkeit der Beanstandung. Sie schlägt vor, entweder den
Beschluss zu vertagen oder die VerwaItung nimmt den Auftrag zur Erstellung
der Richtlinie auch ohne Beschluss an.
Sie übergibt Herrn Ko1an, aIs Einreicher der Beschlussvorlage das Wort.
Herr Ko1an stellt den Antrag auf Vertagung der vorlíegenden
Beschlussvorlage und möchte diese in der nächsten Sitzung auf der
Tagesordnung haben.
Er verlíest die folgende Stellungnahme der GfG-Fraktion zur Sondersitzung:
„Sehr geehrte Frau Bűr ermeísteńn,
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sehr geehrte Damen und Herren,
sehr geehrłe Golßenerinnen und Golßener,
unsere Fraktion hat sichbewusst und grűndlŕch mit dem Vorgang beschäftigt.
Wir haben versucht, uns ŕn die Lage der Bűrgermeisterin zu versetzen. - Was
hätten wŕr getan, wenn wir erfahren hätten, dass eŕne Spende aп die Stadt
aus dem Umfe/d eines Mannes kommt, der vom Verfassungsschutz a1s
erwiesen rechtsextrem gefűhrt wird? Was hätten wir getan?
И/ŕr hätten zumindest erkannt, dass diese Spende eine politische Brísanz iп
sich trägt. Und wír hätten das Gespräch mit den Fraktŕonen oder mít den
Fraktionen díeser Stadtverordnetenversamm/ung gesucht, wenn wir
Bűrgermeisterŕn/Bűrgermeister wären. Mindestens aber mit der Fraktion, bei
dermit Widerspruch zu rechnen wäre. Ein klãrenderDialog wãre aus unserer
Sicht das Mindeste gewesen. Dieser hat aber bis heute nicht stattgefunden.
Haben wir etwas gemeŕnsam. Stattdessen wird Herr Dr. Berndt bis zum
heutigen Tage auf dem Plakat des Golßener Stadtfestes, welches auf der
Homepage der Stadt Golßen genannt. Öffentlich, namentlich und ohne jede
Rűcksprache.
Das ist kein Versehen. Das ist aus unserer Sŕcht eine bewusste
Entscheidung. Wer die getroffen hat, haben wir heute hier noch nicht gehőıt.
Eíne falsche ist es a1/e ma1. Dr. Christoph Berndt eín Mann, der ím August
2024 gemeínsam mit seiner Fraktion ím Landtag fordeıte, Asy/bewerber und
ukrainischen Geflűchteten von őffentlŕchen Veranstaltungen fernzuha/ten
und ihnen den Zugang zu verwehren. Naja, muss man erst einmal
draufkommen.
Wir haben fűr den heutigen Tag drei k/are Botschaften und eine K/arste/1ung:
Unsere drei Botschaften:
1. Keíne Normalisíerung rechtsextremer Einf/ussnahme
Die GfG /ehnt es strikt ab, dass Spendenge/der aus eŕndeutig
extremístischem Umfeld angenommen und őffentlŕch gewűrdígt werden.
Diese Spende war kein Akt der Unterstűtzung — sie war ein polítísches
Signal, ja ein politischer Schachzug oder aus meiner Sicht ein Testballon.
Wer das nicht erkennt, verkennt den Ernst der Lage.
Fűr uns ist k1ar: Die Brandmauer zur AfD und erst recht zum
Rechtsextremísmus ist fűr uns keine Floskel. Sie íst politischer
Grundkonsens bei uns.
Dass andere sŕch damit Ieichter tun — das nehmen wir zur Kenntnis. Aber fűr
uns ist und bleíbt k1ar: Diese Mauer darf nicht wanken.
Wir fordern, dass die Stadtverordnetenversammlung eine weıtegeleitete,
demokratische Grundhaltung Iebt. In einer solchen Haltung hat
Rechtsextremismus keinen Platz — auch nŕcht in Form symbolischer und
materieller Einf/ussnahme.
2. Keŕne Pflicht zur Annahme — politisches Ermessen ist gefordert
Níemand verlangt, dass Golßen jede Spende annimmt — schon gar nicht
solche aus extremistíschem Kontext. Es besteht auch kein Annahmezwang,
weder gesetzlich noch po/ítisch.
Díe Bűrgermeŕsteńn hätte die Spende zumŕndest erst eínmal in der Schwebe
belassen kőnnen, bevor die Entscheidung getroffen wird — von wem auch
immer — díeses Plakat herzuste/1en, auf dem der Sponsor zu sehen ist. Mit
Blick auf Herkunft und Wirkung und Symbolik hätte man zumindest verbal
műndlich erklären kőnnen und auch mit Blick auf das, was da draußen Ios
ging, hätte man /ange erk/ären, dass was man heute erk/ärt hat. Das kőnnte
Sіe іm Űbrigen auch heute noch.
Díe kommuna/politische Umsetzung der Rűckzahlung, ín Form eínes
Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung, kann in einer der nächsten
Sítzungen nachgeholt werden.
Es geht also nicht um Empőrung aus Prinzip. Es geht um polítischen
Selbstschutz. Um Wűrde und es geht um Haltung bei Eŕngang solcher
Zahlun en. Und um die klare Botschaft, dass es nŕcht e a1 ist, von wem man
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Ge/d nimmt — nicht in Golßen, nicht im Jahr 2025, nicht in Zeiten, іп denen
die Demokratíe von vielen Seiten unter Druck gerät. Da muss man sich
űber/egen, was man tut.
3. Demokratische Kontrolle gilt fűr a11e — auch fűr díe Bűrgermeisteńn
Es irritiert zutiefst, dass űber Sichtbarkeit auf eínem Plakat und Annahme
eíner politisch hoch sensiblen Spende a/1eіп entschieden wurde, ohne
Einbindung des demokratisch gewählten Gremíums. Neutralίtät bedeutet
nícht Sprachlosŕgkeit. Und Verantwortung bedeutet auch, rechtzeitig Fragen
zu stel/en, statt auf Krítik mit Umdeutungen (von Sponsorŕng auf
Prívatspende) zu reagŕeren. Wer politisch wírken wi11, muss sích auch der
politischen Kontro/1e stellen und vor a11em aushalten. Wír fordern die
Bűrgermeísteńn auf, sich wieder auf ihre selbst gesetzten Maßstäbe zu
besinnen — ich g/aub das kann sie auch -: Neutralität, Offenheit und eín klares
Bekenntnis zu den demokratischen Grundwerten dieser Stadt.
Abschließend noch eín Wort zu den Vorwün°en gegen uns aIs GfG-Fraktíon:
In den Ietzten Tagen wurde der GfG-Fraktion - jetzt ja auch wieder - ίn
Gesprächen und E-Mails unterstellt, síe sei fűr die Eskalation der őffentlichen
Debatte verantwortlich. Dazu sagen wir heute sehr deutlich:
Díe GfG hat keine Demonstration organisiert. Wir haben keine Presse
eingeladen. Wir haben niemanden mobilisiert und wír plädίeren fűr einen
respektvollen Umgang mit a11en Gemeindeverłretern, Stadtverordneten,
Bűrgermeίstern etc, auch im Umgang unserer /inken Befűrworter, wenn man
da űber dem Zie1 hinaus war, dann kőnnen wir das nur bedauern und
komplett uns davon distanzieren.
Was wŕr aber getan haben, war schlŕcht und k1ar: Wir haben der
Bűrgermeίsteńn aIs Fraktŕon am vergangenen Donnerstag eine E-Mai1
geschrieben — mit der Bítte, a1/es zu tun, um weiteren Reputatíonsschaden
von der Stadt abzuwenden. Antwort darauf. Keίne!
Dŕe őffentlichen Reaktionen, die Sie heute da draußen sehen — die mediale
Aufinerksamkeit, díe Proteste, das vo/1e Haus — sind nicht entstanden, weil
die GfG kleinlích oder rechthaberisch ist. Sіe sind Ergebnís eíner Empőrung
der zivilgesellschaft, weíl die Bűrgermeŕsteńn einen Maпп aus einem
extremístischen Spektrum auf das Stadtfest-Plakat setztund damit őffentlŕch
signalisiert: Seіп Geld ist uns wil/kommen.
Wír teilen diese Empőrung und sagen:Wer kritisiert, wíe wir, hetzt nicht. Wer
sich fűr Demokratŕe einsetzt, der spa/tet nicht. Der ist auf der einzíg richtigen
Seíte.
Díe Aufgabe fűr dieses Gremíum steht fest:
Díe vollständige Rűckzahlung der Spende.
Sofern nicht durch die Bűrgermeίsterίn ohnehin geplant, werden wir eine
Beschlussvorlage eínbríngen, die das Stadtfest nachträglŕch von dieser
politischen Last befreit — finanziell und auch symbolisch. Die Stŕmmen der
GfG-Fraktion kann ich fűr eŕne derartigen Beschlussfassung schon heute
zusagen.
Und die Schaffung k/arer Regeln für zukűnftίge brisante Spenden an die
Stadt. Eŕne entsprechende Beschlussvorlage haben wir bereits eíngebracht
und kann in der nächsten Sŕtzung diskutiert werden. Denn Golßen ist kein
Ort, an dem rechtsextreme Kräfte Anerkennung durch Sponsoring erhalten
dűгieп. Und wir sínd keine Stadtverordneten, díe dazu schweigen.
Gesprächsbereίt sínd wir ίmmer, aber heute sagen wir, was gesagt werden
muss und das íst uns wŕchtig. Heute ist ein Tag fűr uns, wo wír eíne
entsprechende Haltung zeŕgen.
Ich mőchte auch den Anwesenden auf dem Weg geben, dass ich mir
wűnsche, dass sie diese Dískussionen, die wír heute hier fűhreп, beim
kommenden Besuch des Golßener Stadtfestes vergessen haben und das
genießen, was Ihnen díe Stadt Golßen von Herzen gőnnt: Eŕn Stadtfest, das
den beruflichen und privaten und vor a11em politischen Alltag vergessen.
Vie/en
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Frau Schulz weist auf die zeitgleiche Kontaktaufnahme der Presse und die
Posts der BO-Libelle (mit Verlinkung LR und RBB), der SPD Golßen
Schönwald und GfG-Fraktion, Iange vor der erwähnten Mai1 der GfG, hin und
verweist auf die nachfolgenden Ausführungen der Verwaltung zur Erstellung
des Plakats und zum Verfahren mít den Spenden. Auf die Nachfrage durch
Herrn Ko1aп teilt sie weiter mít, dass sie den Flyer auch nicht freigegeben hat
— so wie eben auch von ihr ausgefűhrt. Sie weist nochmals darauf hín, dass
hierfür der Veranstalter zustandig seì — wie vertraglich vereínbart. Sie
versteht nicht, warum sie auf ihn zukommen sollte, wenn er Störgefühie
hätte. Sie hätte erwartet, dass er sich umgehend an sie wendet. Sie übergibt
nunmehr Herrn Kehling das Wort. Dieser möchte den techníschen Aspekt
nochmals richtigstellen:
Die Spenden gehen beí der Kämmerei ein und werden nach geiebter
bisheriger Praxis an den Veranstaiter zur Danksagung und Präsentation auf
dem Flyer/Plakat weitergeieitet. Es gab, wie in allen Jahren zuvor keine
Abfrage bezüglich eínzelner Spender bei der ehrenamtiichen
Bűrgermeisterin, so dass síe keine Entscheidung getroffen hat im Umgang
mít Spendenannahmen oder -ablehnungen.
Nur durch die Stadtverordneten kann eín Umgang mít Spenden geregelt
werden. Hierfűr fehlte jedoch bisher eine Regelung. Er gibt zu, dass bei Herrn
Dr. Berndt zumindest bei ihm Kenntnis űber seiпe Person bestand, jedoch
über die von der GfG-Fraktion genannten Frau H. keine Kenntnis in der
VerwaItung vorlag. Díe Verwaltung braucht eine klare Handlungsvorgabe.
Bis dato nimmt die Verwaltung alie Spenden an und filtert diese nicht. Es ist
eine falsche Behauptung, dass die Bürgermeisterin die Spenden
freigegeben, bzw. angenommen habe.

Herr Dr. Berndt nimmt Bezug auf die Stellungnahme der GfG-Fraktion und
bestätigt die Meinung der E-Mailverfasserin. Es sind immer nur Anhäufungen
von Redensarten, die geäußert werden.
Bezogen auf die Äußerung des respektvollen Umgangs mit alien
Stadtverordneten, hinterfragt er, ob ihnen auch bewusst sei, dass er auch
ein Stadtverordneter sei. Er fűhlt sich aIs Mensch zweiter Klasse — Spenden
dürfen nicht a1ie. Abschließend bedankt er sich bei der GfG-Fraktion, dass
diese für eine Iandesweíte Bekanntgabe seiner Spende gesorgt haben. Er
selbst hätte keín Wort darüber verloren.

Frau Schulz macht nochmais darauf aufinerksam, dass diese
Stadtverordnetenversammlung den Wählerwillen abbildet und man damit
iernen muss umzugehen. Ignoranz und Ausgrenzung ist der falsche Weg. Es
seí aus ihrer Sicht auf falsch, Menschen von außerhalb zu mobìlisieren und
bundespolitischen Druck auf die Stadtverordneten auszuüben.

Herr Ko1an ríchtet sich, während er und andere Vertreter der Fraktion bereits
ihre Sachen zusammenpacken direkt an den Amtsdirektor. Er hätte sich von
ihm gewünscht, dass dieser sich bereits Ietzte Woche Donnerstag, aIs das
hier a11es Iosging, zu den Abläufen bei den Spendeneingängen und zur
Freigabe des Plakates/Flyers geäußert hätte.
Frau Schulz merkt an, dass der Amtsdirektor doch gar keine Kenntnis von
dem Erläuterungswunsch hatte, weil niemand an ihn mit eíner
entsprechenden Frage herangetreten ist. Herr Ko1an steilt jedoch fest, dass
er heute dazu Aussagen treffen kann und er ihn nicht ständig fragen müsse,
Er sieht doch, was hier hochkam.

Frau Schulz berichtet darűber, dass ein Bűrger im Auftrag der Initiative
„Golßen für AIIe" die Unternehmen angeschrieben hat und diese mit dem
rechtsextremen S ender gieichgesetzt hat. Der Bűr er forderte darin díe
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Unternehmer auf, Konsequenzen zu ziehen. Die Unternehmen haben sich
bei ihr darűber beschwert. Herr Ko1an verweist (bereits im Gehen) darauf,
dass die GfG-Fraktion niemanden angeschrieben hat.
Die GfG-Fraktion verlässt geschlossen die Sitzung um 19:52 Uhr (8
Mitglieder).Es sind noch 9 Stadtverordnete ánwesend.
Herr Kehlíng möchte nochmals klarstellen, dass auch nicht díe Verwaltung
das Plakat freigegeben hat. Dies macht der Veranstalter selbstständig. Es ist
falsch, der Verwaltung oder der ehrenamtlichen Bűrgermeisterin die Schuld
zuzuweisen. Auch bezüglich der Spendenannahme.
Frau Schulz möchte nochmals kiarstellen, dass sie Anschreiben, Vorwürfe
oder Aufrufe auf sozialen Medien nicht aIs Kommunikatíonsmittel fűr
Handlungen ihrerseits síeht.

Herr Fuchs teilt mit, dass das Stadtfest nicht politisch ist und auch niemals
sein sollte. Er erinnert an die Wahlwerbung im Ietzten Jahr durch die SPD.
Er fíndet es traurig, Herrn Dr. Berndt öffentlích die Menschwűrde
abzusprechen. Es wurde zur Spende aufgerufen und es gibt bisher keine
Regeiung, um Spenden abzulehnen. Er findet es schreckiich, dass das
Stadtfest so polítisiert wurde.
Er hofft, dass unser Stadtfest eiп gelungenes Fest wird.

Frau Schulz hält fest, dass die Beschlussvorlage Nr. 84-2025 in der nächsten
Stadtverordnetenversammlung behandelt werden soli — auch ohne
Abstimmun über den Verta un santra der GfG.

8. Verschiedenes/Informatíonen
Anfragen der Mítglíeder der Stadtverordnetenversammlung
Anträge der Fraktíonen für díe nächste Sitzung

Frau Fuchs
Informationen durch ein GfG-Mitqlied an die Initiative „Golßen fűr AIIe"
Sie hätte sích gewűnscht, dass das Mítglied der Fraktion öffentlich zu seiner
Meinung steht und öffentlich dazu steht, es gewesen zu seín.
Frau Schulz berichtet über ihre unternommenen Versuche der Deeskalation,
indem sie Kontakt mit einer der Veranstalterin der Demo aufgenommen hat.
In dem Gespräch gab diese zu, sie persönlìch gar nicht zu kennen und sie
aufgrund des Zutrags handelt. Frau Schulz macht nochmals darauf
aufinerksam, dass diese Stadtverordnetenversammlung sehr bunt sei und
man einen guten Umgang miteínander fınden muss. Der WiI1e der
Wählerschaft wird híer repräsentiert únd ist zu akzeptieren.

Frau Schulz
E-Mai1 an den Herrn aus Gersdorf (zitiert in Spiegel-online)
Sie hat dem Herrn geschrieben, weil sich die Firmen/Unternehmen, die fűr
das Stadtfest gespendet haben, bei ihr beschwert haben, weíl sie aIs
rechtsextrem bezeichnet wurden. Leider fehlt bei den Veröffentlíchungen die
Maí1 des Herrn. Es ist zum jetzigen Zeitpunkt nícht absehbar, welche Folgen
das fűr die Stadt hat, insbesondere, wie sich diese ganze Kampagne auf das
Spendenverhalten ín den kommenden Jahren auswirkt.

Ende: 20:05 Uhr

Andrea SchuІу.
Vorsítzende der Ѕ dtvегогdпеtепvегѕаммІuпg
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